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Digitale Souveränität erfordert mutige 
Entscheidungen
 
Während der Bundeskanzler die europäische digitale Souveränität als klares Ziel ausruft, fehlt auf 
Länder-Ebene noch eine gemeinsame Linie. Bayern begibt sich sogar noch tiefer in die Abhängigkeit 
von Microsoft – und nimmt dabei untragbare Risiken in Kauf. Schleswig-Holstein dagegen zeigt: 
Digitale Souveränität ist realisierbar, wenn man mutig und stringent voranschreitet. Dieser Weg ist zwar 
anstrengender, aber alternativlos.

In der Theorie ist digitale Souveränität ein hohes Gut, nach 
dem wir alle streben. Doch wenn es an die praktische 
Umsetzung geht, lässt sich so mancher Entscheider von 
den Marketing-Versprechen der großen US-Anbieter ein-
lullen. Die bayerische Staatsregierung verschließt Augen 
und Ohren vor bekannten Risiken und macht einen Deal 
mit Microsoft: Künftig sollen alle Beschäftigten in bayeri-
schen Behörden mit Microsoft 365 arbeiten, einschließlich 
Teams und Copilot. Zwar wird die Microsoft-Cloud in einem 
deutschen Rechenzentrum gehostet, sicher und souverän 
ist sie dadurch aber bei Weitem nicht. Denn als US-Unter-
nehmen unterliegt Microsoft der dortigen Gesetzgebung, 
die im Konflikt mit der europäischen Datenschutz-Grund-
verordnung steht. Nach dem US Cloud Act können US-
Behörden die Herausgabe sensibler Daten fordern, selbst 
wenn sich diese in Rechenzentren in Europa befinden.  

Hinzukommt, dass Microsoft in den vergangenen Jahren 
wiederholt wegen massiver Sicherheitsmängel in der Kritik 
stand, sogar im eigenen Land dokumentiert vom ameri-
kanischen Cyber Safety Review Board (CSRB) . Doch trotz 
Warnungen aus dem bayerischen Landesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik (LSI) will die Staatsregierung an 
der Einführung von M365 festhalten. Rund eine Milliarde Euro 
Lizenzgebühren sollen in den kommenden fünf Jahren an den 
US-Cloud-Giganten fließen. Geld, das der eigenen Wirtschaft 
entzogen wird – wie Vertreter bayerischer IT-Unternehmen 
in einem offenen Brief  kritisieren. 

Digitale Souveränität sieht anders aus
Während Bayern einen rückwärtsgewandten Kurs verfolgt, 
hat Schleswig-Holstein einen Meilenstein erreicht und das E-
Mail-System der Landesverwaltung erfolgreich von Microsoft 
Outlook und Exchange auf Open Source-Lösungen migriert. 
Bereits im Jahr zuvor hatte das Land damit begonnen, Libre 
Office als Standard-Büro-Software einzuführen. Nach der 
erfolgreichen Migration soll MS Office jetzt von allen digitalen 
Arbeitsplätzen der Landesbehörde verschwinden. Zugegeben: 
Der Umzug der über 40.000 Postfächer mit mehr als 100 Mil-
lionen E-Mails  und Kalendereinträgen war ein Großprojekt, 
bei dem nicht alles reibungslos verlief. So hatten insbesondere 
Justiz und Polizei über technische Mängel und Ausfälle ge-
klagt, woraufhin Digitalminister Dirk Schrödter (CDU)  Fehler 
bei der Migration einräumte. Jedoch stellte er auch klar: 
„Eine solche Umstellung ist keine Kleinigkeit. Wir sind echte 
Pioniere. Wir können nicht auf die Erfahrung anderer zurück-

greifen – weltweit gibt es kaum ein vergleichbares Projekt 
dieser Größenordnung.“ Trotz so mancher Schwierigkeiten 
hält auch Michael Burmeister  von der Richtervereinigung 
die Unabhängigkeit von großen Tech-Konzernen für wichtig 
und will keine Rückkehr zu Microsoft.

Der unbequeme Weg ist der richtige
Sich aus jahrzehntelang gewachsenen Abhängigkeiten zu 
befreien, erfordert die Bereitschaft, über Steine zu gehen. 
Das ist nicht immer einfach. Doch wenn wir echte digitale 
Souveränität anstreben, ist dieser Weg alternativlos. Gerade in 
der Verwaltung ist das Thema hochbrisant. Nicht nur stehen 
sensible Daten von Bürgerinnen und Bürgern auf dem Spiel, 
auch die Handlungsfreiheit wird durch die enge Verflech-
tung der US-Tech-Konzerne mit der Regierung gefährdet. 
Denn wenn unsere Geschäftskontinuität von amerikanischen 
Clouds abhängt, kann die Nutzung zum politischen Druck-
mittel werden. 

Es darf nicht bei schönen Worten bleiben
Jüngst hat Kanzler Merz auf dem deutsch-französischen Sou-
veränitäts-Gipfel  betont, wie wichtig die digitale Souveränität 
für die Zukunft Europas ist. Jetzt geht es darum, die schönen 
Worte in eine verbindliche Zielarchitektur zu überführen. Indem 
öffentliche Verwaltungen konsequent auf Open-Source-Lösun-
gen und europäische Cloud-Anbieter setzen, können sie wieder 
Unabhängigkeit, Sicherheit und Kontrolle zurückgewinnen. 
BYOL-Modelle (Bring your Own License) tragen zusätzlich 
dazu bei, einseitige Abhängigkeiten zu durchbrechen. Hier 
bietet insbesondere der Einsatz von gebrauchten Software-
Lizenzen die Möglichkeit, erhebliche Kosten zu sparen und 
eine bedarfsgerechte Beschaffung zu gewährleisten. Denn 
auf dem rechtskonfor-
men Sekundärmarkt sind 
sowohl aktuelle als auch 
bewährte Software-Ver-
sionen erhältlich, die die 
Hersteller regulär nicht 
mehr anbieten. Schles-
wig-Holstein hat gezeigt: 
mit einer klaren Strate-
gie als Leitlinie ist digitale 
Souveränität realisierbar. 
Höchste Zeit also, dass 
weitere Länder diesem 
Beispiel folgen.
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offene, transparente, überprüfbare und adaptive 
Standardisierungsprozesse. Einheitliche Standards 
senken Transaktionskosten und schaffen Investitions-
sicherheit. Unternehmen und Behörden investieren 
dort, wo die Regeln klar, Schnittstellen stabil und 
Risiken kalkulierbar sind. Der Stack darf daher kein 
Innovationshemmnis sein. Er muss als Innovations-
versicherung wirken.

These 6: Open Source ist ein Organisa-
tionsprinzip, nicht bloß ein Lizenzmodell
Offener Quellcode bedeutet Austauschbarkeit, Trans-
parenz und Verhandlungsmacht. Digitale Souveräni-
tät ohne Open Source ist ein Widerspruch. Doch Open 
Source wirkt nicht automatisch. Es funktioniert nur, 
wenn Verantwortung klar geregelt, Pflege finanziert 
und die Weiterentwicklung institutionalisiert ist. Der 
Deutschland-Stack muss Open Source betrieblich 
absichern und nicht nur postulieren.

These 7: Der größte Engpass ist nicht 
Technik, sondern Kompetenz
Systeme scheitern selten an ihrer Architektur, son-
dern an fehlender organisationaler Befähigung. Ein 
Deutschland-Stack ohne Lernpfade, Rollenbilder 
und Kompetenzentwicklung ist strukturell instabil. 
Kompetenzaufbau muss Verwaltung, Politik, Zivil-
gesellschaft und Wirtschaft umfassen, mit Fokus 
auf Electronic Government, Open Government, 
Smart Government und künstliche Intelligenz im 
öffentlichen Sektor sowie Daten- und Prozessex-
zellenz. Aktuelle Forschungsergebnisse sind dabei 
konsequent einzubeziehen. 

These 8: Wirkungssteuerung ist wichti-
ger als Projektsteuerung
Erfolg misst sich nicht an Meilensteinen, Releases und 
Budgets, sondern an Nutzung, Anschlussfähigkeit 
und tatsächlicher Wirkung. Der Deutschland-Stack 
braucht daher klare Wirkungsmetriken. Das BMDS 
darf sich nicht nur mit Projektlogik zufriedengeben. 

Entscheidend ist, ob digitale Lösungen im Alltag 
spürbar Nutzen stiften.

These 9: Resilienz entsteht durch Vielfalt 
auf Basis gemeinsamer Regeln 
Monolithische Systeme sind effizient, bis sie ver-
sagen. Resiliente Systeme kombinieren Vielfalt an 
Lösungen mit einheitlichen Regeln. Der Deutsch-
land-Stack muss daher Heterogenität ermöglichen, 
nicht beseitigen. Nur so stärkt er gesellschaftliche, 
wirtschaftliche und demokratische Resilienz, erhöht 
die Reaktionsgeschwindigkeit in Krisen und schafft 
Handlungsoptionen.

These 10: Der Deutschland-Stack ist ein 
lernendes System 
Anforderungen ändern sich. Technologien ändern 
sich. Organisationen ändern sich langsam. Der 
Deutschland-Stack muss daher Feedback integ-
rieren, Fehler sichtbar machen und sich evolutionär 
weiterentwickeln. Nur ein lernendes System bleibt 
zukunftsfähig.

Fazit: Der Deutschland-Stack als Schlüs-
sel zur digitalen Souveränität
Der Deutschland-Stack ist kein Allheilmittel. Aber 
ohne ihn ist digitale Souveränität in einer global 
vernetzten Welt nicht verhandelbar. Diese entsteht 
nicht durch Kontrolle, sondern durch architektonisch 
abgesicherte Gestaltungsfreiheit. Mit dem Stack wird 
Souveränität verhandelbar, gestaltbar und politisch 
verantwortbar. Er ist daher nicht nur technische 
Infrastruktur, sondern auch gesellschaftliche, öko-
nomische und machtpolitische Infrastruktur für die 
Transformation von Staat und Verwaltung. Dazu 
muss er deutschlandweit, europaweit und weltweit 
anschlussfähig sein. Die Verwaltungsinformatik be-
wertet den Erfolg nicht nach Visionen, sondern nach 
Anschlussfähigkeit, Lernfähigkeit und Reversibilität. 
Der Deutschland-Stack ist dann erfolgreich, wenn 
er dauerhaft funktioniert und sich weiterentwickelt.
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